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2. Änderungssatzung 

der Stadt Kemberg über die Erhebung von Verwaltungs kosten im 
eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) 

 
Präambel 

 
Auf Grund der §§ 4, 6 und 91 Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO 
LSA) vom 10.08.2009 (GVBl. LSA S. 383) und auf Grund der §§ 2 und 4 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S 405) in den zurzeit gültigen Fassungen, hat der 
Stadtrat Kemberg in seiner Sitzung am 11.07.2011 die folgende Satzung erlassen:  
 
2. Änderungssatzung über die Erhebung von Verwaltun gskosten im eigenen 
Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) der Stadt Kemberg   
 

§ 1 
Änderungen 

 
§ 4  – Rechtsbehelfsgebühren – erhält folgende Neufassung: 
   
(1)  Für die Widerspruchsbescheide darf nur dann eine Gebühr erhoben werden, 
 wenn der Verwaltungsakt, gegen den der Widerspruch erhoben wird, 
 gebührenpflichtig ist und wenn oder soweit der Widerspruch zurückgewiesen 
 wird. Die Gebühr beträgt höchstens die Hälfte der für den angefochtenen 
 Verwaltungsakt festzusetzenden Gebühr. 
 
(2)  Wird eine zuvor abgelehnte Verwaltungstätigkeit auf einen Rechtsbehelf hin 
 vorgenommen, wird die für die Ablehnung erhobene Gebühr angerechnet. 
 
(3)  Wird der ursprüngliche Bescheid aufgrund eines Rechtsbehelfes teilweise 
 oder ganz aufgehoben oder zurückgenommen, sind die gezahlten Auslagen 
 teilweise oder ganz zu erstatten. 
 Auslagen, die durch ein Verschulden des Antragstellers entstanden sind, hat 
 dieser selbst zu tragen. Ein Verschulden ist insbesondere dann anzunehmen,  
 wenn der angefochtene Verwaltungsakt auf unrichtigen oder unvollständigen 
 Angaben beruhte. 
 

§ 2 
 In-Kraft-Treten  

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
Kemberg, 14.07.2011 
 
 
Seelig           
Bürgermeister      (Siegel) 


